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Das Kreisarbeitsgericht Hagenow unterstellte in der Sache К A 28/61 (Urteil des Obersten 
Gerichts vom 29. Juni 1962 — Za 17/62) sogar Vorsatz als Schuldform. In einem Straf­
verfahren hatte das Kreisgericht Hagenow sehr gründliche Feststellungen über die Höhe 
des von der Werktätigen vorsätzlich verursachten Schadens getroffen. Die Protokolle 
mehrerer Zeugenvernehmungen, die sich in der Strafakte befinden, ergaben außerdem mit 
aller Klarheit, daß die Werktätige zahlreiche Verletzungen ihrer Arbeitspflichten begangen 
hat, die zu Schäden an den ihr anvertrauten Vermögenswerten führen mußten, wobei ihr 
jedoch nur Fahrlässigkeit als Verschulden zum Vorwurf gemacht werden kann. Diese Fälle 
fahrlässiger Schadensverursachung sind jedoch im Urteil des Kreisgerichts nicht gewürdigt 
worden, da sie keine strafbaren Handlungen darstellen. Die Strafakte ergab somit, daß der 
Gesamtfehlbetrag aus einem vorsätzlich und einem fahrlässig verursachten Teil besteht. 
Das Kreisarbeitsgericht hat bei der Verhandlung über den Schadenersatzanspruch des 
Betriebes dem Verhandlungsprotokoll zufolge unzulässigerweise keine eigene Sachver­
haltsaufklärung betrieben. Dennoch hat es die Werktätige zum Schadenersatz in der vollen 
vom Betrieb geltend gemachten Höhe verurteilt. Das Kreisarbeitsgericht hat einfach Vor­
satz als Schuldform auf den gesamten Schaden bezogen und der Werktätigen unterstellt. 
Die schon dem Kreisgericht bekannten Pflichtverletzungen der Werktätigen auf dem Ge­
biet des Abrechnungs- und Belegwesens hat das Kreisarbeitsgericht ihr als bewußte Pflicht­
verletzung zum Vorwurf gemacht und das fälschlich mit vorsätzlicher Schadensverur­
sachung gleichgesetzt.

Neben dieser Erscheinung ist festzustellen, daß verschiedene Arbeitsgerichte die Schuld­
formen verwischen. Insbesondere wird die Grenze zwischen der bewußten Fahrlässigkeit 
und dem bedingten Vorsatz verwischt, wodurch zum Nachteil des Werktätigen die für den 
Fall der fahrlässigen Schadensverursachung gesetzlich festgelegte Beschränkung der mate­
riellen Verantwortlichkeit bis zum Betrag eines monatlichen Tariflohnes beseitigt wird.

Diese gesetzwidrige Praxis der Arbeitsgerichte darf nicht fortgesetzt werden.
Verschiedentlich wurde bei der Anwendung der Bestimmung des § 113 Abs. 2 Buchst, b 

Gesetzbuch der Arbeit davon abgesehen, die schuldhafte Schadensverursachung zu prüfen. 
Das ist falsch. Auch hier gilt der Grundsatz, daß Werktätige nur für schuldhaft verursachte 
Schäden materiell verantwortlich gemacht werden können. Den Werktätigen oder Kollek­
tiven, die in § 113 Abs. 2 Buchst, b Gesetzbuch der Arbeit bezeichnet sind, obliegt eine be­
sondere Obhutspflicht für das Geld oder die Sachwerte; sie tragen dafür die Verantwortung 
und sind rechenschaftspflichtig. Die Obhutspflicht dieser Werktätigen für Geld oder Sach­
werte schließt die Notwendigkeit einer sorgfältigen und gewissenhaften Prüfung und Fest­
stellung der Ursachen des Schadens durch gründliche Aufklärung des Sachverhalts im 
arbeitsgcnchihchcn Verfahren nicht aus. Es ist deshalb unzulässig, in diesen Fällen von 
vornherein von einer Prüfung der Ursachen des Schadens abzusehen oder Verschulden zu 
unterstellen. Erst wenn trotz umfassender Sachverhaltsaufklärung und Ausschöpfung 
aller dem Arbeitsgericht zur Verfügung stehenden Aufklärungsmittel und -möglichkeiten 
nicht festgestellt werden konnte, daß der Werktätige oder das Kollektiv den Schaden nicht 
schuldhaft verursacht haben, tritt die materielle Verantwortlichkeit ein.

4. Zur Aufdeckung und Bekämpfung der Ursachen von Schäden am sozialistischen Eigentum
Die Aufdeckung und Bekämpfung der Ursachen von Schäden am sozialistischen Eigen­

tum geschieht am erfolgreichsten, wenn dabei die Werktätigen umfassend mitwirken. Im 
Produktionsaufgebot zeigt sich, wie die werktätigen Menschen, besonders in den Kollek­
tiven der sozialistischen Arbeit, aktiven Einfluß auf die Gestaltung der Produktion und 
der Arbeitsbedingungen nehmen. Dabei entstehen immer stärker die Kräfte, die erforder-


